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Trauriger Höchststand sexueller Übergriffe an Bahnhöfen und in Zügen
Im Jahr 2023 kam es an Bahnhöfen und in Zügen zu
deutlich mehr sexuellen Übergriffen als in den Jahren
zuvor. Dies ergibt sich aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage des AfD-
Bundestagsabgeordneten Stephan Brandner. So wurden
966 Delikte an Bahnhöfen und 931 Delikte in Zügen
gemeldet. Allein in den Monaten Januar bis August 2024
zählte die Statistik 791 Sexualdelikte an Bahnhöfen und
968 in Zügen. Auch der Anteil nichtdeutscher
Tatverdächtiger ist mit 42,3 Prozent an Bahnhöfen im
Jahr 2023 wieder auf einen Rekordwert gestiegen. 
Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion,
Stephan Brandner, sieht in den Zahlen dringenden Anlass
zum Handeln: 

„Bahnhöfe und Züge dürfen nicht zu Angsträumen für
Frauen werden. Die Politik hat nicht ernst genommen, was
die AfD-Bundestagsfraktion schon seit Jahren deutlich
gemacht hat. Eine wirkungsvolle Justiz und die
konsequente Ausweisung derer, die sich nicht an unsere
Regeln und Gesetze halten, sind unerlässlich, um das
Problem der ausufernden Kriminalität in den Griff zu
bekommen.“
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Pressemitteilung 
Bundesregierung führt weiteren massiven Angriff auf die Meinungsfreiheit

Sogenannte „Trusted Flagger“, also zertifizierte Netzdenunzianten, sollen das Internet gezielt nach angeblich
problematischen Inhalten wie „Hassrede“ durchforsten und schädliche Inhalte bei den Plattformen melden. Diese
„Flagger“ erhalten eine staatliche Zulassung und genießen bei den Online-Plattformen ein Vorzugsrecht, das ihnen
eine bevorzugte Behandlung bei der Bearbeitung ihrer Meldungen sichert.

Als erster anerkannt wurde am 1. Oktober die Meldestelle „Respect!“ der Stiftung zur Förderung der Jugend in
Baden-Württemberg unter der Leitung von Ahmed Gaafar zugelassen.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für Deutschland, wertet die Einrichtung als
weiteren massiven Angriff auf die Meinungsfreiheit:

„Die Bundesnetzagentur nutzt die europäischen Digitale-Dienste-Vorschriften als Feigenblatt, um ihre
grundgesetzwidrige Politik weiter auszuweiten. Statt sich auf gesetzwidrige Inhalte zu konzentrieren, weitet die
Bundesnetzagentur den Anwendungsbereich beliebig auf die nicht näher bestimmten Begriffe von ‚Hass‘ und
‚Fake News‘ aus. Wir alle wissen, dass sie darunter alles fasst, was ihr nicht in den Kram passt und sich gegen
die linke Regierung wendet. Dies ist ein massiver grundrechtswidriger Angriff auf die Meinungsfreiheit!“
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Aktuelle Videos

Brandner auf TIKTOK

https://youtu.be/-dyW_y8JmSs?si=8Mc-jsKQP7rLZNPa
https://youtu.be/J6tTBykLuLQ?si=GhRL8iaQOHY4SMYt
https://youtu.be/RI0lowv_Bm0?si=TI2WYUoiikhDg_uJ
https://vm.tiktok.com/ZGdepjdcF/
https://vm.tiktok.com/ZGdepUPxR/
https://youtu.be/3w_0bsw-owk?si=5mQtxkwzcK1Q6hdU
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Rückblick auf die Plenarwoche - Mittwoch 9.10.2024 
Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner die Bundesinnenministerin: „Frau Faeser, die Ausgangsfrage ging ja zu
den 28 Afghanen, die mit großem Tamtam vor der Landtagswahl abgeschoben wurden. Es wurden 1.000 Euro
Handgeld bezahlt; diese Menschen haben also noch 1.000 Euro auf die Hand bekommen. Das muss man sich
mal vorstellen: In Deutschland wird man aufgefordert, irgendwas zu tun, und dann setzt der Staat das nicht
etwa durch, sondern gibt einem noch Geld dafür, damit man das, was man sowieso machen muss, umsetzt.
Völlig irrsinnig! Und wurden die Geschädigten der Straftäter darüber informiert - es waren ja Vergewaltiger
darunter, die sich schadenersatzpflichtig gemacht haben -, dass sie diese 1.000 Euro eventuell hätten
pfänden können?“
 
Zudem wollte Stephan Brandner in der anschließenden Fragestunde vom Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutzwissen: „Wir reden über betrügerische
Umweltprojekte in China, die mit deutschen Steuergeldern finanziert wurden. Der Schaden soll um die 4
Milliarden Euro liegen; man weiß die Projektanzahl nicht so genau. Etwa 40 bis 50 betrügerische Projekte
sollen es gewesen sein. Sie haben jetzt eine internationale Anwaltskanzlei eingeschaltet, die das Ganze
aufarbeiten und untersuchen soll. Was kostet denn diese internationale Anwaltskanzlei? Warum übernimmt
das Umweltbundesamt nicht selbst die Ermittlungstätigkeit? Können Sie den Milliardenschaden ansatzweise
beziffern? Und gibt es schon Bestrebungen, diese Milliarden von China oder von den beteiligten Unternehmen
zurückzuverlangen? Ich meine, wenn man in Deutschland irgendwas zu Unrecht bezogen hat, ist der Staat hier
ja auch schnell dabei und will sein Geld zurück. Wie sieht es denn da konkret aus?“
 
Zu dem Anschlag auf die Nordstream-Pipelines im Jahr 2022 stellte Stephan Brandner fest: „Es wundert mich
in der Gesamtschau dieses größten Anschlages auf deutsche Infrastruktur nach dem Zweiten Weltkrieg, dass
irgendwie gar nichts so richtig passiert ist aus deutscher Sicht. Ich hatte mal nachgefragt, wie hoch der
Schaden ist, der dem Bund entstanden ist; das war meine schriftliche Frage mit der Nummer 08/191. Da
wurde mir gesagt, dem Bund ist gar kein Schaden entstanden. Das erklärt vielleicht auch die etwas defensiven
Ermittlungsmaßnahmen des Bundesjustizministers.Jetzt sagen Sie: Die Umwelt hat eigentlich auch gar keinen
Schaden davongetragen. - Das wundert mich sehr. Es wurden ja Horrorszenarien entworfen, auch von der
Deutschen Umwelthilfe, und von einem Super-Emitter-Event von unvorstellbarem Ausmaß gesprochen. 200
000 bis 350 000 Tonnen Methan sollen da ausgeströmt sein. Das entspricht ungefähr 20 Milliarden Liter
Benzin und ist, wenn man Ihrer Ideologie folgt, als Klimagas 80-mal so gefährlich wie CO2. Und Sie machen uns
jetzt klar, es wäre ein nicht messbarer Schaden für die Umwelt entstanden?“
 
AfD-Antrag zur Abschaffung des Lieferkettengesetzes abgelehnt

Der Bundestag hat am Mittwoch zudem die Forderung der AfD-Fraktion nach Abschaffung des
Lieferkettengesetzes zurückgewiesen. Den Antrag mit dem Titel „Deutsche Unternehmen entlasten – Das
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz abschaffen“ lehnte das Parlament gegen das Votum der Antragsteller ab.
Die AfD-Fraktion begründet ihren Wunsch nach Abschaffung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes
damit, dass das bestehende Gesetz die Grundsätze des freien Handels missachte „da es freiwilligen
Güteraustausch von Unternehmen und so die Schaffung von Wohlstand international behindert“. 
 
Die Bundesregierung solle daher frühestmöglich einen Gesetzentwurf vorlegen, der das seit dem 1. Januar
2023 gültige Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in seiner aktuellen Fassung aufhebt und sich im Rahmen des
EU-Trilogs „unmissverständlich“ gegen die Umsetzung der EU-Lieferkettenrichtlinie aussprechen.



Regelungen zum Bundesverfassungsgericht im Grundgesetz

Wesentliche Strukturmerkmale des Bundesverfassungsgerichts sollen im Grundgesetz festgeschrieben
werden. Zudem soll für den Fall einer Blockade bei der Richterwahl ein Ersatzwahlmechanismus eingeführt
werden. Das sehen zwei Gesetzentwürfe vor, die am Donnerstag in erster Lesung beraten wurden.
Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann (FDP) lobte eingangs der Debatte das Bundesverfassungsgericht.
„Diese Institution hat sich um unsere Demokratie unglaublich verdient gemacht“, sagte Buschmann. Aus Dank
und Respekt vor dem Erfolg des Gerichts solle nunmehr die „bewährte Struktur“ im Verfassungstext
abgebildet werden, so Buschmann.
 
Für die AfD-Fraktion kritisierte Fabian Jacobi die Vorschläge und die einbringenden Fraktionen scharf. Die
Übertragung der bewährten Regelungen aus dem Bundesverfassungsgerichtsgesetz sei nicht von vornherein
abwegig, aber nicht notwendig. Grund für die Änderung sei vielmehr die Neuerung bei der Richterwahl, die
Jacobi kritisierte, da damit die Minderheitenrechte größerer Oppositionsfraktionen eingeschränkt würden. Die
antragstellenden Fraktionen mühten sich nach Kräften, „den Parlamentarismus in Deutschland zu
demontieren“, meinte der AfD-Abgeordnete mit Verweis auf die vorgelegten Pläne, aber auch die Debatte um
die Sitze im Präsidium sowie um die Ausschussvorsitze im Bundestag.
 
Heftiger Streit über die Finanzierung der Pflegeversicherung

Die aktuellen Finanzprobleme in der sozialen Pflegeversicherung (SPV) sorgen für heftigen politischen Streit
und für Forderungen nach einer langfristigen Stabilisierung der Sozialversicherungen. In einer von der AfD-
Fraktion verlangten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Drohender Finanzkollaps der Pflegeversicherung“ warfen
Redner der Opposition der Regierungskoalition am Donnerstag vor, sich vor einer nachhaltigen Lösung der
Probleme zu drücken und die Beitragszahler immer stärker zu belasten. Redner der Ampelkoalition hielten
dagegen, dass wichtige Pflegereformen bereits umgesetzt oder in der Planung seien.
 
Martin Sichert stellte fest: „Im Gesundheitswesen brennt es an allen Ecken und Enden.“ Medikamente seien
knapp, Krankenhäuser gingen in die Insolvenz, die ärztliche Versorgung in ländlichen Regionen werde immer
schlechter und Zehntausende Pflegekräfte fehlten. Es sei höchste Zeit für echte Reformen im
Gesundheitssystem. Schon seit drei Jahren kündige Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) große
Reformen an. Union und SPD hätten das Gesundheitssystem an die Wand gefahren. Immer wenn es Probleme
gebe, würden die Beiträge erhöht. Sichert verwies auf 5,5 Milliarden Euro an versicherungsfremden
Leistungen bei der SPV und 20 Milliarden Euro versicherungsfremde Leistungen bei der GKV.
Versicherungsfremde Leistungen gehörten aus den Sozialversicherungen herausgenommen. 

5

Rückblick auf die Plenarwoche  - Donnerstag 10.10.2024
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Rückblick auf die Plenarwoche  - Freitag 11.10.2024 
Bürokratie in Ehrenamts- und Vereinsarbeit stößt auf Kritik

Viel Bereitschaft zu weiterem Bürokratieabbau zeigte sich am Freitag als das Plenum erstmals über einen
Antrag der CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel „Engagement fördern, Ehrenamt stärken, Vereine entlasten –
Bürokratie in der Ehrenamts- und Vereinsarbeit abbauen“ beriet. Die AfD-Fraktion kündigte als einzige an, dem
Unionsantrag zuzustimmen. Die dort vorgeschlagenen Maßnahmen sollten allerdings noch „deutlich
ausgeweitet werden“, erklärte Gereon Bollmann. Der Normenkontrollrat habe eine Vielzahl von Maßnahmen
vorgeschlagen, von denen die Union nur einige aufgegriffen habe. Bollmann nannte unter anderem eine Reihe
von Steuerbefreiungen für Vereine, „jedenfalls bis zu einer Bemessungsgrenze“, und die Übernahme von
GEMA-Gebühren bei Veranstaltungen ohne Eintrittsgeld. 
 
Für Widerspruch von der linken Seite des Plenarsaals sorgte Stephan Brandner, als er ausführte, dass bei den
Vereinen überall Geld fehle, Aktionen „gegen Rechts“ aber üppig bezuschusst würden. Er rate Vereinen in
seinem Wahlkreis immer: „Macht doch was gegen Rechts, macht Grillen gegen Rechts, Tanzen gegen Rechts,
Singen gegen Rechts, Dosenwerfen gegen Rechts“, dafür sei immer Geld da.
 
In seiner Rede sagte er: „Es ist kein Geld für die ehrenwerten Vereine, für die engagierten Vereine vor Ort da,
aber viel Geld für groben Unsinn und viel Geld für linke Netzwerkorganisationen, Vorfeldorganisationen,
islamistische Organisationen. Dafür ist Geld ohne Ende da. Und warum ist das so? Sie brauchen natürlich für
Ihre immer zahlreicher werdenden Arbeitslosen Versorgungsposten - Sie fliegen ja überall aus den
Parlamenten raus.“
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Einladung zur BPA-Fahrt 
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Unser neues Flugblatt
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz


